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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Personal

Die Bundesverwaltung ist ab und zu Spielfeld oder Labor für arbeitsrechtliche
Forderungen, die gesamtgesellschaftlich diskutiert werden, politisch aber keine
Mehrheiten finden. Eine recht virulent diskutierte Forderung ist das Pensionsalter (vgl.
dazu z.B. die Diskussionen bei der STAF). In seiner Motion machte Martin Schmid (fdp,
GR) eben dieses Rentenalter in der Bundesverwaltung zum Thema. Im Sinne der
Gleichstellung – Schmid verwies in der Debatte auf den anstehenden Frauenstreiktag –
forderte er, dass beim Bund oder in bundesnahen Betrieben angestellte Frauen das
Recht hätten, nach ihrem offiziellen Pensionsalter von 64 Jahren eine
Weiterbeschäftigung zu beantragen. Dieses Recht bestehe heute nicht, was eine
Diskriminierung darstelle. Darüber hinaus sei allen Angestellten ein Recht auf
Weiterbeschäftigung bis zum 67. Altersjahr einzuräumen, sofern dies von ihne
gewünscht werde und im Interesse des Arbeitgebers sei. Dies sei auch in Anbetracht
der Diskussion um den Fachkräftemangel wichtig. 
Bundespräsident Ueli Maurer – in seinem Votum wies Martin Schmid «spasseshalber»
darauf hin, dass dieser aufgrund seines Alters mit der heute geltenden Regelung als
Angestellter gar nicht mehr hier sein dürfte – betrachtete die Motion als bereits erfüllt.
Die Diskriminierung habe der Bundesrat bemerkt und werde die Personalverordnung
entsprechend anpassen. Bei der Bundesverwaltung sei es zudem möglich, auf Wunsch
bis ins 70. Altersjahr weiterzuarbeiten. Die geltende Regelung gehe also sogar über die
Forderungen der Motion hinaus. Allerdings gab Maurer zu, dass es durchaus
Verbesserungsmöglichkeiten gebe. So müsste etwa vermehrt das Gespräch mit
Mitarbeitenden vor der Pensionierung gesucht werden, damit eine Weiterbeschäftigung
gefördert werden könnte. In seinem Departement könne sich mehr als ein Drittel der
Angestellten vorstellen, länger zu arbeiten. Zudem müssten die gesetzlichen Vorlagen
geändert werden, die verlangten, dass jemand nach dem Pensionsalter einen neuen
Vertrag erhalten müsse. Dies gelte allerdings nur für die zentrale Verwaltung. Für
bundesnahe Betriebe und vom Bund subventionierte Unternehmen sei der Bundesrat
nicht zuständig; er könne aber auf Änderungen hinwirken. Der Bundesrat arbeite an der
geforderten Flexibilisierung der Weiterbeschäftigungsmöglichkeiten, weshalb die
Motion nicht nötig sei. Die kleine Kammer sah dies allerdings anders und folgte wohl
auch dem Argument von Martin Schmid, die Annahme der Motion könne auch als Signal
verstanden werden, dass es hier nicht nur in der zentralen Bundesverwaltung
Anpassungen brauche: Der Vorstoss wurde mit 29 zu 5 Stimmen an den Nationalrat
überwiesen. 1

MOTION
DATUM: 13.06.2019
MARC BÜHLMANN

Der Nationalrat machte Ende der Wintersession 2019 kurzen Prozess mit der Motion
Schmid (fdp, GR) und versenkte sie diskussionslos. Die SPK-NR hatte dies mit 19 zu 1
Stimmen entsprechend empfohlen, genauso wie bereits der Bundesrat. Der Vorstoss
hätte verlangt, dass eine Weiterbeschäftigung in der Bundesverwaltung auch nach
Erreichen des Rentenalters bis 67 möglich sein soll, sofern dies von der Mitarbeiterin
oder dem Mitarbeiter gewünscht wird. In der Begründung für ihre Ablehnung betonte
die SPK-NR, dass bereits heute die Möglichkeit für eine Weiterbeschäftigung bis zum
70. Altersjahr bestehe, wenn sowohl Arbeitgeber wie auch Arbeitnehmerin oder
Arbeitnehmer einverstanden seien. Zudem sei das Bundespersonalrecht angepasst
worden: Mitarbeiterinnen hätten neu das Recht, nach Erreichen des AHV-Alters bis zum
65. Altersjahr weiterzuarbeiten – ohne dass eine Einwilligung des Arbeitgebers nötig ist.
Diese Diskriminierung war ein Stein des Anstosses für die Motion Schmid gewesen, die
wohl auch vor dem Hintergrund des damals anstehenden Frauenstreiktags vom
Ständerat angenommen worden war. Ein weiterer Punkt für die ablehnende Haltung der
SPK-NR war der Umstand, dass es Sache des Arbeitgebers sei, Anstellungsbedingungen
zu regeln. 2

MOTION
DATUM: 18.12.2019
MARC BÜHLMANN
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Organisation der Bundesrechtspflege

Die Transparenz von Gerichtsverfahren war im Berichtjahr Gegenstand von
Diskussionen. Im Ständerat löste eine Motion Martin Schmid (fdp, GR) eine Debatte aus.
Der Vorstoss fordert eine Live-Stream-Direktübertragung von öffentlichen
Urteilsberatungen des Bundesgerichtes analog zu den Parlamentsdebatten. Der
Motionär machte geltend, dass die bundesgerichtliche Entscheidfindung nur einem
kleinen Kreis Interessierter vor Ort zugänglich sei. Dies sei unbefriedigend, da eine
vollständige Nachvollziehbarkeit der Urteile mit Hilfe einer nachträglichen Konsultation
der kürzeren schriftlichen Veröffentlichung, die zudem Minderheitsmeinungen in der
Regel nicht beinhalte, nicht möglich sei. Dies führe zu Kritik und schliesslich zu
Misstrauen in die Gerichte. In seiner Stellungnahme amtierte der Bundesrat als
Sprachrohr der Bundesrichter, die einer Übertragung von öffentlichen Beratungen
überaus skeptisch gegenüberstanden. Das geltende Prozessrecht garantiere bereits
Öffentlichkeit und eine Direktübertragung könne die Transparenz kaum steigern. Die
kleine Kammer schenkte diesen Bedenken allerdings kein Gehör und überwies die
Motion mit 34 zu 6 Stimmen an den Nationalrat, der sie im Berichtjahr noch nicht
behandelte. Auch eine Motion Ribaux (fdp, NE), die das Verbot von SMS und Tweets aus
Gerichtssälen vorsieht, stand zur Behandlung im Plenum noch an. 3

MOTION
DATUM: 11.09.2013
MARC BÜHLMANN

Die 2013 vom Ständerat überwiesene Motion Martin Schmid (fdp, GR), die eine Live-
Stream-Übertragung öffentlicher Urteilsberatungen des Bundesgerichtes verlangt
hätte, wurde in der Frühlingssession von der grossen Kammer abgelehnt. Die
Kommission für Rechtsfragen, deren Mehrheit die Motion auch entsprechend der
Empfehlung des Bundesrates ablehnte, machte geltend, dass die Transparenz, die mit
dem Vorstoss gefordert werde, bereits ausreichend vorhanden sei.
Grundsatzentscheide würden digital veröffentlicht und alle Urteile könnten im Internet
abgerufen werden. Eine systematische Internetübertragung von sehr komplexen
Sachverhalten würde eher zu Problemen führen. Der Mediatisierungsdruck könnte etwa
auch die Unabhängigkeit des Gerichtes gefährden. Zudem würden lediglich ein Prozent
aller Urteile überhaupt öffentlich diskutiert. Die Minderheit, angeführt von Daniel
Jositsch (sp, ZH) versuchte vergeblich geltend zu machen, dass das Interesse und das
Vertrauen in die Justiz durch die wenigen Live-Auftritte der Bundesrichter erhöht
werden könnte. Der Nationalrat versenkte die Motion mit 130 zu 38 Stimmen bei 6
Enthaltungen. 4

MOTION
DATUM: 11.03.2014
MARC BÜHLMANN

Landesverteidigung

Landesverteidigung und Gesellschaft

Den Beginn der Rekrutenschule auf den Berufslehrabschluss abzustimmen, war ein
Anliegen einer Motion Ettlin (cvp, OW). Dabei ging es dem Motionär um den Start der
Sommer-RS, der mit der Weiterentwicklung der Armee vorverschoben worden war und
nun ein Problem für diejenigen Rekruten darstellt, die sich dann noch in der
Berufsbildung befinden. Ettlin kritisierte, dass der Bund zwar mit den Hochschulen eine
Koordination erzielt habe, jedoch die Berufslehre ausgeklammert habe und diese
Gruppe von Rekruten – es seien 80 Prozent – benachteilige.
Der Bundesrat entgegnete in der Stellungnahme, dass es sich lediglich um eine
Vorverschiebung um eine Woche handle und dass die Lehrabschlussprüfungen bis
dahin in aller Regel absolviert seien. Deswegen gebe es keinen Konflikt mit der
Ausbildung der betroffenen Rekruten. Dass der Motionär nicht nur auf die Phasen des
Abschlusses der beruflichen Lehre abzielte, sondern besonders auch auf die Erfüllung
der Arbeitsverträge verwies, wurde vom Bundesrat nicht aufgegriffen. 

Im Ständerat gab der Vorstoss zu reden, denn plötzlich stand das Thema der
Attraktivität des Militärdienstes im Raum. Man könne nicht den Zivildienst und die
Armee gleichzeitig unattraktiver machen, argumentierte Ettlin. Er erhielt von
freisinniger Seite Unterstützung, auch Martin Schmid (fdp, GR) setzte sich für das
Anliegen ein. Ebenso führte Peter Föhn (svp, SZ) aus, dass die Zeit nach Abschluss der
Lehre, aber vor Beendigung des Arbeitsvertrages die wertvollste für den Lehrbetrieb
sei, weil der ehemals Lernende dann als ausgebildeter Arbeitnehmer selbständig seinen
Aufgaben nachgehen könne. Das verfrühte Ausscheiden der Arbeitnehmenden stelle
deshalb einen Verlust für die Unternehmen dar. Die neue Verteidigungsministerin
Amherd, erstmals in ihrer Funktion als Bundesrätin und VBS-Chefin im Ständerat

MOTION
DATUM: 13.03.2019
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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anwesend, bat das Plenum, die Motion nicht anzunehmen. In einem langen Referat
führte sie aus, was die Herausforderungen der WEA und des neuen Zweistartmodell
gewesen seien. Dass es Probleme in der angesprochenen Phase der Lehrabschlüsse und
der Arbeitsverträge gebe, sei der Regierung bewusst gewesen und die Bundesrätin gab
zu Protokoll, dass man bereit sei, nach Lösungen zu suchen. Eine solche Lösung sei
beispielsweise bereits in Kraft, denn die Betriebe würden für die Lohnfortzahlungen an
die Arbeitnehmenden mittels EO entschädigt. Dennoch blieb ihre Bitte ungehört, der
Rat nahm die Motion mit 26 zu 9 Stimmen und 5 Enthaltungen deutlich an. 5

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wirtschaftspolitik

Lors de la session d'hiver, une motion de Thierry Burkart (plr, AG) visant à renforcer les
fondations de famille suisses en supprimant l'interdiction des fondations d'entretien a
été acceptée par le Conseil des Etats. Avec cet objet, l'objectif du sénateur argovien
est de permettre la transmission graduelle du patrimoine familial aux descendants,
évitant le recours à des trusts étrangers. 
Lors des délibérations, Martin Schmid (plr, GR) a expliqué, au nom de la majorité de la
commission des affaires juridiques du Conseil des Etats (CAJ-CE), qu'avec le rejet du
trust et de la motion 18.3383, il n'existe toujours pas, en Suisse, de moyen de planifier
la succession et la gestion du patrimoine de cette manière. Le sénateur libéral-radical a
rappelé qu'actuellement, les citoyennes et citoyens doivent recourir à des juridictions
étrangères et acceptées en Suisse, ce qui entraine des craintes liées à la fraude fiscale
et au blanchiment d'argent, malgré l'échange automatique d'informations. L'élu grison
a également rappelé que la motion Burkart propose de lever l'interdiction des
fondations familiales en Suisse en modifiant ou en abrogeant l'article 335 du code civil
(CC). Schmid a souligné que les fondations familiales ont été considérées comme une
alternative viable au trust anglo-saxon, et que celles-ci existent déjà en Suisse, mais
avec des objectifs limités. L'idée serait donc de permettre des objectifs plus larges,
notamment en autorisant les fondations familiales d'entretien. Le rapporteur de la CAJ-
CE a finalement souligné que la proposition permettrait de combler une lacune
existante dans la loi suisse. Au nom de la minorité de la commission, Heidi Z'graggen
(centre, UR) a exprimé des réserves quant à l'adoption de la motion. La sénatrice
centriste a en effet suggéré de clarifier la question par le biais d'un postulat, affirmant
que la proposition de fondation familiale est plus complexe qu'elle ne le semble et
pourrait être source d'abus. L'élue uranaise a également souligné la nécessité de
réglementations approfondies et prudentes en raison de la complexité et des
implications dans différents domaines du droit. Pour sa part, Erich Ettlin (centre, OW) a
également soutenu la motion, soulignant l'efficacité des fondations étrangères et la
nécessité de proposer une solution similaire en Suisse. Le centriste a partagé son
expérience en tant que fiscaliste, soulignant que les arguments contre la motion ne
tiennent pas compte des garanties fiscales existantes et qu'il serait logique de
permettre aux citoyens et citoyennes suisses de régler leurs affaires sur le plan
successoral de manière efficace.
Le Conseil fédéral, représenté par Elisabeth Baume-Schneider, a recommandé le rejet
de la motion. L'exécutif a en effet souligné la nécessité d'une révision globale du droit
des fondations afin d'assurer la transparence internationale et d'éviter des inégalités
de traitement. Le Conseil fédéral se réserve également le droit de proposer un mandat
d'examen pour étudier d'éventuelles modifications dans la législation sur le droit des
fondations et la fiscalité. Lors du vote, la motion a été adoptée par la chambre haute
par 31 voix pour et 12 voix contre ; seuls les élu.e.s du PS et des Vert-e-s ont voté
contre. 6

MOTION
DATUM: 12.12.2023
LLOYD FLETCHER
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Strukturpolitik

Avec un objectif similaire que le postulat Schmid (plr, GR) (12.3842), une motion
Wasserfallen (plr, BE) souhaite une réduction de la bureaucratie grâce à la création
d’un guichet unique pour les entreprises. Selon le dépositaire de la motion, une étude
de l’OCDE ainsi qu’un rapport du Conseil fédéral sur les coûts de la réglementation
démontrent que la Suisse est en retard en matière de guichet unique dans
l’administration. Ce retard charge le fardeau administratif des entreprises de frais
supplémentaires. Un guichet virtuel unique permettrait ainsi de réduire ces coûts
superflus qui grèvent la compétitivité des entreprises helvétiques. De son côté, si le
Conseil fédéral soutient la direction proposée par la motion, il estime que des travaux
sont déjà en cours. Il recommande donc de rejeter la motion. Il a d’ailleurs rappelé que
la plate-forme StartBiz simplifie déjà les procédures et que le message sur la promotion
économique (15.019) a demandé un crédit spécifique pour le financement de la
cyberadministration. La motion a été retirée. 7

MOTION
DATUM: 15.06.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Le sénateur Schmid (plr, GR) a déposé une motion avec comme objectif de modifier
l’ordonnance sur la réduction des risques liés aux produits chimiques (ORRChim) afin
de renforcer la place industrielle helvétique. Comme le Conseil fédéral a renoncé à une
harmonisation avec le nouveau règlement européen sur les produits chimiques
(REACH), il estime que l’ORRChim devrait différencier entre l’utilisation de produits
chimiques par le grand public et par des secteurs de l’industrie, comme la chimie et la
pharmaceutique. Une telle distinction permettrait à ces secteurs de continuer à se
développer, et parallèlement, de maintenir un niveau de contrôle élevé sur les produits
chimiques destinés au grand public. 
Le Conseil fédéral propose de rejeter la motion. Il considère que l’ORRChim permet
des dérogations sur demande pour les industries. Or, uniquement 3 demandes ont été
adressées aux autorités fédérales depuis 2012. Ainsi, une modification n’est pas
nécessaire selon lui. L’objet a été transmis à la Commission de l’économie et des
redevances du Conseil des États (CER-CE) pour un examen préalable. 8

MOTION
DATUM: 10.09.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

La motion Schmid (plr, GR) a été examinée par la Commission de l'économie et des
redevances du Conseil des Etats (CER-CE). Martin Schmid préconise une modification
de l’ordonnance sur la réduction des risques liés aux produits chimiques (ORRChim).
La CER-CE a recommandé le rejet de la motion par 7 voix contre 6. Ainsi, une courte
majorité de la commission a estimé qu'un assouplissement affaiblirait les dispositions
mises en place pour garantir la protection de la santé et de l'environnement. A
l'opposé, une minorité, emmenée par des sénateurs PLR, UDC et du groupe du Centre,
a considéré judicieux de favoriser les investissements en Suisse afin d'éviter des
délocalisations. Au Conseil des Etats, la motion a été adoptée par  27 voix contre 14 et 1
abstention. Les sénateurs et sénatrices ont donc pris le contre-pied du Conseil fédéral
et de la majorité de la CER-CE. 9

MOTION
DATUM: 09.03.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

Après que le Conseil des Etats a accepté la motion de Martin Schmid (plr, GR) sur
l'adaptation de la législation sur les produits chimiques, notamment pour le domaine
industriel, la Commission de l'environnement, de l'aménagement du territoire et de
l'énergie du Conseil national (CEATE-CN) a soumis à sa chambre une version amendée
de la motion. Pour être précis, une majorité de 16 voix contre 9 a recommandé
l'utilisation des substances dangereuses uniquement dans des systèmes fermés et
uniquement pour des produits chimiques ou thérapeutiques. Cette utilisation ne
devrait générer des émissions ni pour la population, ni pour l'environnement. Une
minorité s'est opposée à la proposition de modification. 
Emmenée par des député.e.s Verts et PS, la minorité s'est alignée sur la
recommandation du Conseil fédéral de rejeter la motion. Au final, la version modifiée
de la motion a été adoptée par 109 voix contre 62 et 1 abstention au Conseil national.
L'argumentaire du camp rose-vert n'a pas pesé lourd. Il n'a convaincu que trois
député.e.s du groupe du Centre. 10

MOTION
DATUM: 30.09.2021
GUILLAUME ZUMOFEN
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Stillschweigend folgte der Ständerat in der Frühjahrssession 2022 dem Antrag seiner
WAK-SR und stimmte der vom Nationalrat abgeänderten Motion Schmid (fdp, GR) zur
Änderung der Chemikalien-Risikoreduktions-Verordnung (ChemRRV) zu. Damit erhielt
der Bundesrat den Auftrag, das Chemikalienrecht dahingehend anzupassen, dass
gefährliche Stoffe in der chemisch-pharmazeutischen Industrie (zur Herstellung von
Chemikalien und Heilmitteln) unter der Voraussetzung einer geschlossenen Produktion
ohne Emissionen in die Umwelt und ohne Exposition der Chemikalien gegenüber
Menschen mit angemessener Befristung weiterverwendet werden dürfen. Betroffene
Akteure müssten jedoch die Verwendung der Stoffe bei der Anmeldestelle Chemikalien
melden. Der Ständerat wollte, wie zuvor auch der Nationalrat, die Bezugnahme auf das
Chemikalienrecht der EU erlauben. Auf Antrag seiner vorberatenden Kommission liess
er eine entsprechende Klausel im Motionstext, die den Bezug auf EU-Recht untersagt
hätte, fallen. Umweltministerin Simonetta Sommaruga erklärte im Rat, dass der
Bundesrat keinen Handlungsbedarf erkannt habe und lieber bei der bestehenden Praxis
geblieben wäre, da mit der abgeänderten Variante zwar weiterhin eine Anpassung an
das EU-Recht möglich sei, der Gesundheits- und Umweltschutz dennoch geschwächt
würden. Die bisherige Norm hatte vorgesehen, dass die Industrie, wo immer möglich,
die besonders gefährlichen Stoffe durch Alternativen zu ersetzen hat. Mit der Annahme
der Motion werde diese «austarierte Regelung» nun eingeschränkt, monierte
Sommaruga. 11

MOTION
DATUM: 28.02.2022
MARCO ACKERMANN

Grenzgängerinnen und Grenzgänger sowie ausländische Wochenaufenthalterinnen und
Wochenaufenthalter sollen künftig ihre im Ausland registrierten und verzollten
Privatfahrzeuge auch für ihre geschäftlichen Tätigkeiten im Rahmen ihrer Anstellung
in der Schweiz nutzen können, forderte Martin Schmid (fdp, GR) mittels einer Motion.
Gemäss geltender Zollverordnung sind ausländische Privatfahrzeuge in der Schweiz nur
für den Eigengebrauch – beispielsweise den Arbeitsweg –, nicht jedoch für eine
gewerbliche Nutzung, also während der Arbeitszeit, gestattet. Dies führe dazu, dass
Handwerkerinnen und Handwerker aus dem Ausland zuerst zum Firmensitz fahren und
dort das Auto wechseln müssten, statt direkt zum Auftragsort fahren zu können. Die
Anpassung soll damit die Geschäftsbedingungen für Grenzbetriebe und die
Rechtssicherheit für Arbeitnehmende verbessern, argumentierte der Bündner. Wie
Bundesrat Ueli Maurer erklärte, entspreche das Anliegen auch dem Willen des
Bundesrats. Die Umsetzung bringe zwar einen tiefen einstelligen Millionenbetrag an
Einnahmeausfällen mit sich, gleichzeitig werde aber Klarheit für Grenzregionen
geschaffen. Der Ständerat nahm die Motion in der Wintersession 2022 stillschweigend
an. 12

MOTION
DATUM: 14.12.2022
MARCO ACKERMANN

Im Ausland registrierte und verzollte Privatfahrzeuge sollen auch für geschäftliche
Tätigkeiten im Rahmen einer Anstellung in der Schweiz genutzt werden können. Dieser
Ansicht war nach dem Ständerat auch der Nationalrat, der im Februar 2023 eine
Motion Schmid (fdp, GR) mit 137 zu 44 Stimmen an den Bundesrat überwies. Die
Mehrheit der vorberatenden WAK-NR hatte argumentiert, dass mit dieser Anpassung
die gelebte Praxis ins geltende Recht aufgenommen werden und Rechtssicherheit für
alle Beteiligten geschaffen werden könne. Eine Minderheit aus SVP-Vertreterinnen und
-Vertretern war hingegen der Ansicht, das Vorhaben würde Grenzgängerinnen und
Grenzgänger finanziell bevorzugen, da sie im Vergleich zu Schweizerinnen und
Schweizern tiefere Steuern und Abgaben zu entrichten hätten. Zudem befürchtete sie
ein grosses Missbrauchspotential der neuen Regelung. Ein Grossteil der SVP-Fraktion
stimmte deshalb gegen das Anliegen, unterlag aber den anderen Fraktionen deutlich.
Wie Finanzministerin Karin Keller-Sutter im Rat erläuterte, wolle der Bundesrat das
Anliegen im Rahmen der Totalrevision des Zollgesetzes umsetzen. 13

MOTION
DATUM: 27.02.2023
MARCO ACKERMANN
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Wettbewerb

National- und Ständerat überwiesen 2014 eine Motion Schmid (fdp, GR), die den
Bundesrat beauftragt, das Zollgesetz dahingehend zu ändern, dass
Transportunternehmen von der Solidarhaftung für Zollschulden befreit werden. Die
Motion sieht vor, dass eine Befreiung von der solidarischen Haftung dann möglich ist,
wenn der Frachtführer nicht in der Lage ist zu erkennen, ob die mitgeführte Ware
richtig angemeldet worden ist. Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion.
Insbesonders befürchtete er, dass es durch die neue Regelung vemehrt zu Ausfällen bei
den Einfuhrabgaben kommen könnte. Dieses Argument fand aber weder bei der
Kommission für Wirtschaft und Abgaben (WAK-NR), die bei 5 Enthaltungen einstimmig
für eine Annahme der Motion votierte, noch in den beiden Räten Gehör. 14

MOTION
DATUM: 11.12.2014
DAVID ZUMBACH

Geld, Währung und Kredit

Makroprudenzielle Regulierung

Im Ständerat erfolgte die Beratung einer Motion der SVP-Fraktion, die die Schaffung
eines Trennbankensystems forderte, zeitgleich mit einem Vorstoss der
sozialdemokratischen Fraktion, der das gleiche Anliegen zum Inhalt hatte. Wie
Ständerat Schmid (fdp, GR), Sprecher der zuständigen WAK-SR, zu Beginn der Debatte
erläuterte, erachtete die Kommission den eingeschlagenen Weg der Bekämpfung des
"too-big-to-fail"-Problems, der auf höhere Eigenkapitalquoten, strengere
Liquiditätsvorschriften und auf durch die Banken zu erstellende Notfallpläne setzte,
jedoch auf harte organisatorische Massnahmen wie beispielsweise ein Verbot gewisser
Geschäftsfelder verzichtete, als richtig. Die Schaffung eines Trennbankensystems würde
dieser Vorgehensweise jedoch zuwiderlaufen, weshalb die Kommission den Vorstoss
zur Ablehnung empfahl. Betreffend der Forderung nach einer Leverage Ratio von 6%
rief der Kommissionssprecher in Erinnerung, dass diese im Rahmen der neuen "too-
big-to-fail"-Gesetzgebung bereits weitgehend umgesetzt sei. Sogar Ständerat Levrat
(sp, FR), von dessen Fraktion eine der zur Debatte stehenden Motionen eingereicht
worden war, gestand ein, dass die Forderung nach einem Trennbankensystem nicht
mehr zeitgemäss war und keinen Beitrag zur Lösung des "too-big-to-fail"-Problems
leisten konnte. Einzig Ständerat Minder (parteilos, SH) versuchte, seine Kollegen von der
Notwendigkeit der vorliegenden Motionen zu überzeugen, indem er diverse Skandale
und Verfehlungen aufzählte, in die sich UBS und CS in den letzten Jahren verstrickt
hatten und die gemäss Minder aufzeigten, dass diese Grossbanken zu gross seien, "um
seriös überwacht und kontrolliert zu sein". Die kleine Kammer liess sich von dieser
Argumentation jedoch nicht überzeugen, folgte dem Bundesrat und seiner
vorberatenden Kommission und sprach sich mit 28 zu 6 Stimmen bei 7 Enthaltungen
dafür aus, die beiden Motionen abzulehnen. 15

MOTION
DATUM: 13.06.2016
NICO DÜRRENMATT

Im Ständerat erfolgte die Beratung einer Motion der SP-Fraktion, die die Schaffung
eines Trennbankensystems forderte, zeitgleich mit einem Vorstoss der SVP-Fraktion,
der das gleiche Anliegen zum Inhalt hatte. Wie Ständerat Schmid (fdp, GR), Sprecher der
zuständigen WAK-SR, zu Beginn der Debatte erläuterte, erachtete die Kommission den
eingeschlagenen Weg zur Bekämpfung des „too-big-to-fail"-Problems, der auf höhere
Eigenkapitalquoten, strengere Liquiditätsvorschriften und auf durch die Banken zu
erstellende Notfallpläne setzte, jedoch auf harte organisatorische Massnahmen wie
beispielsweise ein Verbot gewisser Geschäftsfelder verzichtete, als richtig. Die
Schaffung eines Trennbankensystems würde dieser Vorgehensweise jedoch
zuwiderlaufen, weshalb die Kommission den Vorstoss zur Ablehnung empfahl.
Betreffend der Forderung nach einer Leverage Ratio von 6% rief der
Kommissionssprecher in Erinnerung, dass diese im Rahmen der neuen „too-big-to-
fail"-Gesetzgebung bereits weitgehend umgesetzt sei. Sogar Ständerat Levrat (sp, FR),
von dessen eigener Fraktion eine der zur Debatte stehenden Motionen eingereicht
worden war, gestand ein, dass die Forderung nach einem Trennbankensystem nicht
mehr zeitgemäss sei und keinen Beitrag zur Lösung des „too-big-to-fail"-Problems
leisten könne. Einzig Ständerat Minder (parteilos, SH) versuchte, seine Kollegen von der
Notwendigkeit der vorliegenden Motionen zu überzeugen, indem er diverse Skandale
und Verfehlungen aufzählte, in die sich UBS und CS in den letzten Jahren verstrickt
hatten, und die gemäss Minder aufzeigten, dass diese Grossbanken zu gross seien, „um
seriös überwacht und kontrolliert zu sein". Die kleine Kammer liess sich von dieser
Argumentation jedoch nicht überzeugen, folgte dem Bundesrat und ihrer
vorberatenden Kommission und sprach sich mit 28 zu 6 Stimmen bei 7 Enthaltungen

MOTION
DATUM: 13.06.2016
NICO DÜRRENMATT
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dafür aus, die beiden Motionen abzulehnen. 16

Landwirtschaft

Agrarpolitik

Malgré le fort soutien dont a bénéficié la motion Pezzatti devant la chambre du peuple,
la CEATE-CE propose aux sénateurs et sénatrices de la rejeter. Le rapporteur de la
commission, Martin Schmid (plr, GR), justifie cette position par le fait que, comme
présenté par le Conseil fédéral dans sa prise de position, un système de
reconnaissance mutuelle existe déjà aujourd'hui avec l'UE en ce qui concerne les
autorisations de mise sur le marché des biocides. Il précise également que,
contrairement aux dires du motionnaire, le travail ne se duplique pas lorsqu'une
entreprise souhaite mettre son produit sur le marché d'un autre pays, celui-ci devant
simplement contrôler que le biocide respecte les normes indigènes. Bien que
reconnaissant que les émoluments demandés en cas de contrôle d'un produit ou de
renouvellement de mise sur le marché peuvent s'avérer élevés pour les PME, la
commission a obtenu de l'administration fédérale la garantie que ceux-ci n'allaient pas
augmenter ces prochaines années. Comme rappelé par Alain Berset, ces émoluments
sont, de plus, relativement bas, en comparaison aux pays voisins. Le président de la
Confédération note également qu'en cas d'acceptation de la motion et de
reconnaissance automatique des biocides au niveau national, ce serait aux cantons de
se charger de voir si des adaptations de ces produits seraient encore nécessaires pour
respecter les normes nationales; un transfert de tâches que les autorités fédérales ne
souhaitent pas. La motion est tacitement rejetée par la chambre haute. 17

MOTION
DATUM: 18.09.2018
KAREL ZIEHLI

La motion Gschwind (pdc, JU) «Pour des revenus agricoles moins volatils» n'aura pas
tenu face aux arguments mobilisés par la majorité de la CER-CE. En effet, comme
précisé par le rapporteur de la commission, Martin Schmid (plr, GR), les agricultrices et
agriculteurs peuvent d'ores et déjà constituer des réserves fiscales, sous certaines
conditions. Ainsi, leur permettre de constituer d'autres réserves impliquerait un
traitement de faveur face à d'autres secteurs également sensibles aux aléas du climat
(le tourisme par exemple).
Le Conseil fédéral est du même avis, comme l'a souligné le ministre des finances, Ueli
Maurer, lors des débats en chambre. Il en a profité pour rappeler que la nouvelle
politique agricole PA 22+ se penche sur ces problèmes d'aléas climatiques. Les
autorités souhaitent aider les paysans et paysannes à acquérir des assurances leur
permettant de faire face financièrement à la perte de récoltes. 
Les sénatrices et sénateurs n'ont été que 12 à soutenir ce présent texte tandis qu'ils et
elles ont été 27 à s'y opposer – avec une abstention – mettant un terme à la motion. 18

MOTION
DATUM: 03.03.2020
KAREL ZIEHLI

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Martin Schmid (fdp, GR) reichte im Mai 2017 eine Motion zur Streichung der Pflicht, die
Steuererklärung zu unterzeichnen, ein, was eine Änderung des DBG, des StHG sowie
des Verrechnungssteuergesetzes mit sich bringen würde. Dies sollte die Erstellung einer
elektronischen Steuererklärung, wie sie vielerorts bereits möglich ist, vereinfachen.
Bisher müssen die Steuerpflichtigen auch bei elektronischer Übermittlung der
Steuererklärung ihre Angaben über das steuerbare Einkommen und Vermögen sowie
über die beantragte Rückerstattung der Verrechnungssteuer unterzeichnen. Dennoch
verzichteten bereits heute mehrere Kantone auf die Unterschrift. Dies solle nun mit
einer Gesetzesänderung legalisiert werden. Diese Forderung unterstützte auch der
Bundesrat, nicht zuletzt, da dieser gemäss Bundesrat Maurer die Digitalisierung erst vor
Kurzem zur Chefsache erklärt habe. Der Finanzminister verwies zudem auf die
Aktivitäten des Bundesrates bezüglich der elektronischen Identität, die dem Parlament
vermutlich noch im Jahr 2017 vorgelegt würden. Stillschweigend nahm der Ständerat die
Motion an. 19

MOTION
DATUM: 19.09.2017
ANJA HEIDELBERGER
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Im Januar 2018 empfahl die WAK-NR die Motion Schmid (fdp, GR) zur Streichung der
Pflicht, die Steuererklärung zu unterzeichnen, einstimmig mit einer Enthaltung zur
Annahme. Die Kommission befürwortete den Vorstoss, da er eine rein elektronische
Einreichung der Unterlagen erlaube, die Prozesse vereinfache, mit der Digitalisierung
einhergehe und in einigen Kantonen bereits Tatsache sei. In der Frühjahrssession folgte
der Nationalrat ohne Gegenantrag dem Bundesrat, dem Ständerat und seiner
Kommission. Somit liegt es nun am Bundesrat, die dafür notwendigen
Gesetzesänderungen zu erlassen, dabei aber auch die Beweissicherung und die
Haftungsfrage zu regeln – wie die WAK-NR betont hatte. 20

MOTION
DATUM: 06.03.2018
ANJA HEIDELBERGER

Indirekte Steuern

Ende 2015 reichte Erich Ettlin (cvp, OW) eine Motion zur „ungerechtfertigten
Kostenüberwälzung auf den Kunden im Zollwesen" ein. Der Motionär beanstandete,
dass die Post die Revisionskosten, die durch zufallsmässige Überprüfungen am
Schweizer Zoll entstehen, auf den jeweiligen Endverbraucher abwälze und die
betroffenen Endverbraucher somit trotz korrektem Verhalten eine Gebühr von CHF 13
bezahlen müssten. Entsprechend solle das Zollgesetz so geändert werden, dass
diejenigen Personen, denen durch die Beschau von Waren mit vereinfachter
Zollanmeldung (105a ZV) – die also unter anderem einen Mehrwertsteuerwert von CHF
1000 und ein Gesamtgewicht von 1000 kg nicht überschreiten – Mehrkosten entstehen,
für ihre Auslagen vom Bund einen Pauschalbetrag zurückfordern können. Diese
Forderung unterstützte gemäss seinem Blog-Beitrag vom November 2016 auch
Preisüberwacher Stefan Meierhans. 

In seiner Stellungnahme wies der Bundesrat darauf hin, dass durch das Prinzip der
Selbstanmeldung im Zollrecht der Zollanmelder, also der Spediteur oder
Paketdienstleister, bei der Überprüfung der Pakete am Zoll mitwirken müsse. Diese
Beschau ist für den Zollanmelder zwar kostenlos, aber dennoch mit Aufwand
verbunden. Diesen Aufwand verrechnen die Zollanmelder unterschiedlich: Während die
Schweizerische Post von den betroffenen Auftraggebern (also den Absendern oder
Warenempfängern) für die Beschau CHF 13 verlangt, integrieren viele
Kurierunternehmen die Beschaukosten in ihre allgemeinen Transport- und
Verzollungskosten und verteilen sie somit auf alle Kunden. Eine Vergütung dieser Kosten
durch den Bund würde zu einer Ungleichbehandlung von Kleinsendungen gegenüber
anderen Sendungen führen und den „Grundprinzipien einer behördlichen Kontrolle im
Allgemeinen und auch der Systematik der Zollveranlagung im Besonderen"
widersprechen – so die Argumentation des Bundesrates. Entsprechend empfahl dieser
die Motion zur Ablehnung. 

Trotz dieser Einwände sprach sich der Ständerat als Erstrat in der Frühjahrssession
2016 mit 20 zu 14 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) für die Annahme der Motion aus. In der
Folge beantragte die WAK-NR ihrem Rat jedoch, die Motion dahingehend zu ändern,
dass nicht der Bund für die entstehenden Kosten aufkommen, sondern alle
Zollanmelder die Beschaukosten in die übrigen Speditionskosten integrieren sollen. Auf
diese Weise könne auch verhindert werden, dass nicht nur die Post, sondern alle
Zollanmelder die entsprechenden Beträge vom Bund zurückforderten. In der
Herbstsession 2016 sprachen sich sowohl Bundesrat Maurer als auch das
Nationalratsplenum für diese Änderung aus. Somit lag der Ball wieder beim
erstberatenden Ständerat, der den Vorschlag der WAK-NR in der Frühjahrssession 2017
behandelte. Martin Schmid (fdp, GR) erklärte sich im Namen der Kommission mit der
Änderung einverstanden, vermutete jedoch, dass der Preisüberwacher die durch diese
Lösung entstehende generelle Preiserhöhung der Post um etwa 45 Rappen pro Sendung
nicht akzeptieren würde. Die WAK-SR ging hingegen davon aus, dass der
Preisüberwacher mit dieser Lösung einverstanden sein werde, und Olivier Français (fdp,
VD) wies darauf hin, dass der Preisüberwacher lediglich für die Umsetzung des vom
Parlament verabschiedeten Gesetzes zuständig sei und folglich keinen Einfluss auf den
Gesetzgebungsprozess habe. Der Ständerat nahm den Vorschlag der WAK-NR und mit
ihm die geänderte Motion stillschweigend an. In der Folge liegt es nun am Bundesrat,
eine Lösung auszuarbeiten, welche gemäss Bundesrat Maurer die Behörden, die Post
sowie den Zoll in Zukunft vor Dutzenden von Bürgerbriefen verschonen wird. 21

MOTION
DATUM: 17.12.2015
ANJA HEIDELBERGER
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Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Energiepolitik

Entgegen dem Nationalrat lehnte der Ständerat in der Wintersession 2019 die Motion
Graf-Litscher (sp, TG) für die Schaffung eines gesetzlich verpflichtenden
Grundschutzes für kritische Strominfrastrukturen gegenüber Cyberangriffen und
relevanten Naturgefahren stillschweigend ab. Zuvor hatte die einstimmige UREK-SR wie
auch der Bundesrat dafür plädiert, die Motion abzulehnen. Kommissionssprecher
Martin Schmid (fdp, GR) erklärte in der kleinen Kammer, weder der Bundesrat noch die
ständerätliche Kommission stellten das Ziel der Motionärin infrage, sie sähen jedoch
den gesetzgeberischen Handlungsbedarf nicht mehr gegeben. So seien beispielsweise
mit der nationalen Strategie zum Schutz kritischer Infrastrukturen 2018–2022 oder mit
dem revidierten Energiegesetz, das erst nach Einreichen dieses Vorstosses in Kraft
getreten sei und das einige Anpassungen in den Bereichen Datensicherheit erfahren
habe, bereits ausreichende Massnahmen erarbeitet worden, um den Schutz dieser
wichtigen Infrastrukturen vor Cyberangriffen zu verbessern, erklärte Schmid im
Plenum. 22

MOTION
DATUM: 05.12.2019
MARCO ACKERMANN

Alternativenergien

Als Zweitrat befasste sich der frisch gewählte Ständerat in der Wintersession 2019 mit
einer Motion von Siebenthal (svp, BE), mit der das Energiepotenzial der Schweizer
Holzressourcen besser ausgeschöpft werden sollte. Nachdem der Nationalrat den
Vorstoss einstimmig angenommen hatte, goutierte auch die vorberatende UREK-SR das
Anliegen einstimmig. Sie ortete Potenzial bei der Verwendung von inländischem
Energieholz im Bereich der Prozesswärme in der Industrie – beispielsweise in der
Milchverarbeitung oder bei Backprozessen – sowie in Kombination mit der Wärme-
Kraft-Koppelung, unterstrich aber Vorbehalte für eine effektive Verwendung von
Energieholz für die Stromproduktion, was auch Kommissionssprecher Martin Schmid
(fdp, GR) im Stöckli betonte. Stillschweigend übergab die kleine Kammer das Anliegen
an die damit zufriedene Bundesrätin Simonetta Sommaruga zur Umsetzung. 23

MOTION
DATUM: 05.12.2019
MARCO ACKERMANN

Nachdem der Bundesrat, der Nationalrat und die einstimmige UREK-SR eine Motion
Hadorn (sp, SO) unterstützt hatten, gab in der Sommersession 2020 auch der Ständerat
stillschweigend grünes Licht. Damit sollen administrative Prozesse bei der Erstellung
von Fotovoltaikanlagen vereinfacht werden, sofern diese im Kompetenzbereich des
Bundes liegen. Wie Bundesrätin Simonetta Sommaruga und Kommissionspräsident
Martin Schmid (fdp, GR) in der Ratsdebatte erklärten, habe die Solarbranche Swisssolar
zusammen mit dem BFE an der Entwicklung der Software «Easyadmin» gearbeitet, die
administrative Hürden bei der Errichtung neuer Solaranlagen abbauen soll. Mit der
Annahme der Motion werde der Bundesrat nach Möglichkeit weitere Vereinfachungen
vornehmen, versprach die Energieministerin im Rat. 24

MOTION
DATUM: 03.06.2020
MARCO ACKERMANN

Stillschweigend folgte im Sommer 2020 der Ständerat der grossen Kammer und nahm
eine Motion Guhl (bdp, AG) zur volkswirtschaftlich effizienten Integration
erneuerbarer Energien in die Stromnetze an. Die Verteilnetzbetreiber sollen damit neu
die Möglichkeit erhalten, die Einspeiseleistung bei Bedarf reduzieren zu können. Dieses
sogenannte «Peak Shaving» war zuvor auch schon im Januar 2020 in der vorberatenden
UREK-SR auf einstimmigen Zuspruch gestossen. Mit der Massnahme werde dem Nova-
Prinzip (aus dem Bundesgesetz über den Um- und Ausbau der Stromnetze) Rechnung
getragen, die Netzoptimierung dem Netzausbau vorzuziehen, und damit eine effiziente
und kostengünstige Umsetzung der Energiestrategie 2050 angestrebt, erklärte
Kommissionssprecher Martin Schmid (fdp, GR) im Plenum. Die Stromproduzenten
würden dadurch auch keine allzu grossen finanziellen Schäden erfahren, zumal diese
Massnahmen nur bei Stromüberschuss und den damit einhergehenden tiefen Preisen
vorgenommen würden, war Schmid überzeugt. Zufrieden mit dem Resultat zeigte sich
auch Energieministerin Simonetta Sommaruga, die sich in der befürwortenden Haltung
des Bundesrates gestärkt zeigte, mit der Flexibilitätsregulierung ein gutes
Zusammenspiel zwischen EnG und StromVG erreichen zu können. 25

MOTION
DATUM: 03.06.2020
MARCO ACKERMANN
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Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

Eine im Juni 2019 eingereichte Motion von Ständerat Martin Schmid (fdp, GR) verlangte
die Anpassung der gesetzlichen Grundlage für das E-Bike dahingehend, dass auch
Jugendliche ab 12 Jahren ohne Ausweis E-Bikes mit Tretunterstützung bis 25
Stundenkilometer fahren dürfen. Die geltende Regelung erlaubt dies ab 14 Jahren mit
Mofa-Ausweis respektive ab 16 Jahren ohne Ausweis. Weil etwa in Deutschland und
Österreich kein Ausweis nötig sei, sieht der Motionär die Schweiz im Nachteil: So
könnten beispielsweise Touristen in der Schweiz keine E-Bike-Angebote nutzen, wenn
sie Kinder unter 16 Jahren ohne Mofaausweis dabei hätten. 
Der Bundesrat verwies in seiner Stellungnahme auf die Unfallstatistik und beantragte
die Ablehnung der Motion. Sie wurde im September 2019 im Ständerat traktandiert.
Stattdessen fand aber ein Ordnungsantrag Wicki (fdp, NW) für die Zuweisung der
Motion an die zuständige Kommission Gehör: Mit der Vorprüfung könne die Kommission
die Sicherheitsbedenken des Bundesrates prüfen, allenfalls weitere Studien
konsultieren und diese «für den Tourismus sehr wichtige Motion» (Wicki) gut
aufgleisen. Der Motionär erklärte sein Einverständnis mit der Zuweisung an die
Kommission und der Rat stimmte dem Ordnungsantrag oppositionslos zu. 26

MOTION
DATUM: 10.09.2019
NIKLAUS BIERI

Die Motion Rytz (gp, BE) für einen Aktionsplan gegen die Manipulation von Adblue-
Anlagen war im März 2019 vom Nationalrat angenommen worden. Der Ständerat, der
sich als Zweitrat mit dem Anliegen beschäftigte, befand im Dezember 2019 über die
Motion. Für die KVF-SR erklärte Ständerat Martin Schmid (fdp, GR) im Rat, dass die
Kommission aufgrund bereits umgesetzter Massnahmen des Bundesrates die Motion als
erfüllt betrachte und sie zur Ablehnung empfehle. Auch der Bundesrat teilte diese
Sicht, wie Bundesrätin Sommaruga im Rat bekräftigte. Die Motion wurde danach
stillschweigend abgelehnt. 27

MOTION
DATUM: 05.12.2019
NIKLAUS BIERI

Eine Motion Schmid (fdp, GR) zur Anpassung der gesetzlichen Grundlage für das E-Bike
war der KVF-SR zur Vorprüfung zugewiesen worden und wurde im Februar 2020 von
der Kommission diskutiert. Mit der Begründung, die Herabsetzung des zulässigen Alters
auf 12 Jahre für die Nutzung von E-Bikes mit Tretunterstützung bis 25 km/h ohne
Fahrausweis sei für den Tourismus in der Schweiz wichtig, empfahl die Kommission
ihrem Rat einstimmig, die Motion anzunehmen. 28

MOTION
DATUM: 11.02.2020
NIKLAUS BIERI

Die Motion Schmid (fdp, GR) zur Anpassung der gesetzlichen Grundlage für das E-Bike
wollte das zulässige Alter für die Nutzung von E-Bikes mit Tretunterstützung bis 25
km/h auf 12 Jahre herabsetzen und die Regelung damit jener der EU anpassen. Dies sei
für touristische Angebote wichtig, begründete der Motionär sein Anliegen und die KVF-
SR übernahm diese Argumentation. Verkehrsministerin Sommaruga wies die kleine
Kammer in der Frühjahrssession 2020 darauf hin, dass die Regelungen in der Schweiz
auch anderweitig von den Regelungen der EU abweichen würden, etwa bezüglich
Selbstfahrmodus und Motorenleistung. Der Bundesrat lehnte die Motion deshalb ab.
Falls die Motion angenommen werde, so seien wohl auch die Regelungen bezüglich
Motorenleistung und Selbstfahrmodus jenen der EU anzupassen, gab Bundesrätin
Sommaruga zu bedenken. Der Ständerat nahm die Motion ohne weitere Diskussion mit
40 zu 4 Stimmen (1 Enthaltung) an. 29

MOTION
DATUM: 11.03.2020
NIKLAUS BIERI

Die grosse Kammer befasste sich in der Wintersession 2020 mit einem Vorstoss von
Ständerat Schmid (fdp, GR) zur Anpassung der gesetzlichen Grundlage für das E-Bike.
Die Mehrheit der vorberatenden KVF-NR hatte sich zuvor für Annahme der Motion
ausgesprochen. Wie Nationalrätin Schaffner (glp, ZH) erläuterte, unterstütze die
Kommission das Anliegen, dass Jugendliche ab 12 Jahren ein langsames E-Bike ohne
Fahrausweis benützen dürfen. Die Kommissionsmehrheit möchte damit weitergehen als
die in derselben Session überwiesene Motion Nantermod (fdp, VS; Mo. 20.3080). Diese
sieht vor, dass Kinder unter 14 Jahren langsame E-Bikes benützen dürfen, wenn sie von
einer erwachsenen Person begleitet werden. Eine starke Kommissionsminderheit,
bestehend aus SVP-, Grüne- und SP-Vertreterinnen und -Vertretern beantragte die
Ablehnung der Motion Schmid. Die verminderte Verkehrssicherheit stand dabei im
Zentrum der Überlegungen, wie Aline Trede (gp, BE) erklärte. Die Minderheit bevorzuge

MOTION
DATUM: 17.12.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER
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die Umsetzung der Motion Nantermod. Auch Bundesrätin Simonetta Sommaruga sprach
sich für die Ablehnung der Motion Schmid und für die Umsetzung der Motion
Nantermod aus. 
Die grosse Kammer liess sich von der Argumentation der Kommissionsminderheit und
von Bundesrätin Sommaruga überzeugen und lehnte die Motion mit 112 zu 67 Stimmen
(bei 3 Enthaltungen) ab. Die ablehnenden Stimmen stammten von den geschlossen
stimmenden SP- und Grünen-Fraktionen, von grossen Teilen der SVP-Fraktion und von
einzelnen Mitgliedern der Mitte-Fraktion. 30

Das Thema Lärm im Strassenverkehr beschäftigte den Ständerat in der Sommersession
2021 dank einer Motion der UREK-NR. Mit dieser Motion soll der Bundesrat beauftragt
werden, ein Massnahmenpaket zur Lärmreduzierung im Strassenverkehr – insbesondere
bei den so genannten «Autoposern» und den getunten Fahrzeugen – vorzulegen. Martin
Schmid (fdp, GR) erläuterte für die Kommissionsmehrheit, dass diese die Motion
unterstütze, da das Thema des übermässigen und vermeidbaren Lärms wichtig sei und
es ein Massnahmenpaket benötige, um dieses Problem anzugehen. Hansjörg Knecht
(svp, AG) sah dies anders. Der Minderheitensprecher erläuterte, dass die Motion aus
drei Gründen abgelehnt werden solle. Erstens bestünden die notwendigen rechtlichen
Grundlagen bereits, um das Problem anzugehen. Zweitens führe die Motion zu
Rechtsunsicherheit, da nicht klar sei, was unter dem «vernünftigen Aufwand» zu
verstehen sei, mit welchem die betreffenden Lenkerinnen und Lenker verzeigt werden
sollen. Schliesslich sei die Motion auch wenig sinnvoll, da die technischen Mittel für die
Umsetzung der Motion, die so genannten Lärmblitzer, noch gar nicht existierten.
Bundesrätin Sommaruga betonte, dass der Bundesrat diesen Vorstoss als sehr sinnvoll
erachte. Er werde bei Annahme der Motion genau prüfen, ob Gesetzesänderungen
notwendig seien oder ob die Problematik auch ohne gesetzliche Anpassungen
angegangen werden könne. Diese Worte vermochten den Grossteil des Ständerates zu
überzeugen. Er stimmte mit 34 zu 7 Stimmen (bei einer Enthaltung) deutlich für die
Annahme der Motion. 31

MOTION
DATUM: 01.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Auf die Einführung eines Online-Preisrechners für Treibstoffe nach österreichischem
Vorbild wollte der Ständerat in der Sommersession 2023 verzichten. Entgegen dem
äusserst knappen nationalrätlichen Entscheid stimmte der Ständerat mit 32 zu 9
Stimmen klar gegen eine entsprechende Motion der WAK-NR. In der vorberatenden
WAK-SR war die Entscheidung noch deutlich knapper ausgefallen. Während sich sechs
Mitglieder gegen die Motion ausgesprochen hatten, plädierten fünf (bei einer
Enthaltung) für eine Annahme. Die Mehrheit der Kommission war der Meinung, dass es
nicht Aufgabe des Staates sei, eine solche Vergleichsplattform aufzugleisen.
Kommissionssprecher Martin Schmid (fdp, GR) verwies im Rat zudem auf die inzwischen
wieder gesunkenen Treibstoffpreise sowie auf die entsprechende private Lösung,
welche vom TCS lanciert worden war. Beat Rieder (mitte, VS), der mit seinem
Einzelantrag die Minderheit aufgenommen hatte, war von der staatlichen Lösung nach
österreichischem Vorbild hingegen überzeugt und plädierte für mehr Wettbewerb im
Treibstoffmarkt. Die TCS-Plattform weise noch erhebliche Mängel auf, etwa in Bezug
auf Echtzeitdaten und Vollständigkeit, weshalb es einer Intervention des Bundes
bedürfe. Während eine gleichlautende Motion Bischof (Mo. 22.3804; mitte, SO) im
Ständerat im Herbst 2022 noch angenommen worden war, war die vorliegende Motion
mit dem ablehnenden Votum erledigt. 32

MOTION
DATUM: 15.06.2023
MARCO ACKERMANN

Raumplanung und Wohnungswesen
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Raumplanung

Der Bündner Ständerat Martin Schmid (fdp, GR) reichte im Juni 2021 eine Motion ein,
mit der er eine Änderung der landwirtschaftlichen Zonen-Verordnung im
Zusammenhang mit Meliorationen und Gewässerrevitalisierungen erreichen wollte.
Konkret forderte der Motionär, dass der Bundesrat die Verordnung über den
landwirtschaftlichen Produktionskataster und die Ausscheidung von Zonen (SR 912.1) so
anpasst, dass Abtausche zwischen landwirtschaftlicher Nutzfläche und
Sömmerungsfläche – die Fläche, welche für sommerliche Weidegänge von Nutztieren
benutzt wird – zulässig werden. Abtausche sollen dabei nur in maximal gleicher Fläche
möglich sein, so dass die landwirtschaftliche Nutzfläche gesamthaft nicht zunimmt.
Schmid begründete sein Anliegen damit, dass die Umsetzung von
Strukturverbesserungsmassnahmen wie auch die Realisierung von
Gewässerrevitalisierungen durch das aktuelle Fehlen solcher Abtausche erheblich
erschwert würden. Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion, insbesondere
weil er befürchtete, dass dadurch die neu zu Landwirtschaftszonen abgetauschten
Gebiete intensiver landwirtschaftlich benützt würden, was ökologisch wertvolle,
traditionelle Kulturlandschaft gefährde. Zudem führe die geforderte Änderung zu
schweizweiter Ungleichheit, weil Betriebe im Mittelland, die ebenfalls von
Gewässerrevitalisierungen und der Ausscheidung von Gewässerräumen betroffen sind,
keine angrenzenden Sömmerungsflächen hätten, mit denen sie Gebiete abtauschen
könnten. Schliesslich zweifelte der Bundesrat auch am Bedarf für die Änderung sowie
an ihrem wirtschaftlichen Nutzen. 
In der Herbstsession 2021 schickte der Ständerat die Motion an seine UREK zur
Vorberatung, da er der Komplexität des Themas gerecht werden wollte. Die Kommission
beschäftigte sich im Januar 2022 mit dem Vorstoss und beschloss dabei mit 9 zu 4
Stimmen, die Motion ihrem Rat zur Annahme zu empfehlen. Sie konstatierte, dass die
vor Jahrzehnten vom BLW festgelegten Grenzen der Landwirtschaftszonen teilweise
unlogisch oder willkürlich seien. Zudem hielt sie fest, dass die verlorene
landwirtschaftliche Nutzfläche im Falle von Gewässerrevitalisierungen oder
Meliorationen nicht finanziell ausgeglichen werde, was zu wirtschaftlichen Verlusten für
die von diesen Projekten betroffenen landwirtschaftlichen Betriebe führen könne. 
Nach der Vorprüfung durch die UREK-SR befasste sich der Ständerat in der
Sommersession 2022 erneut mit der Motion. Er folgte der Empfehlung seiner
Kommission und nahm die Motion mit 24 zu 12 Stimmen an. Die ablehnenden Stimmen
stammten von links-grünen Mitgliedern der kleinen Kammer. 33

MOTION
DATUM: 01.06.2022
ELIA HEER

Im September 2022 reichte SVP-Ständerat Jakob Stark (svp, TG) eine Motion ein, mit
der er den Bundesrat beauftragen wollte, mit Gesetzesänderungen den Kantonen die
Möglichkeit zu geben, in ihren Richt- und Nutzungsplänen – analog zur
Lärmüberlagerungszone – auch Gebiete mit Geruchsvorbelastung bezeichnen können.
Stark begründete sein Anliegen damit, dass landwirtschaftliche Betriebe durch Um-
oder Neueinzonungen von nahegelegenem Land plötzlich in oder neben Bauzonen
liegen können. Dadurch sähen sie sich plötzlich mit sehr hohen Anforderungen
betreffend den Immissionsschutz konfrontiert. Laut Stark müssten viele Tierhalter und
Tierhalterinnen in solchen Fällen ihre Ställe schliessen, da sie die Anforderungen an die
Geruchsemissionen nicht erfüllen können. Der Bundesrat solle es deshalb den
Kantonen erlauben, Geruchsüberlagerungszonen zu definieren, in denen höhere
Geruchsemissionen erlaubt sein sollen. Der Bundesrat beantragte der kleinen Kammer,
die Motion abzulehnen, da das Thema inhaltliche Überschneidungen mit der zweiten
Etappe der Teilrevision des RPG aufweise, welche derzeit von den Räten debattiert
wird. 
Der Ständerat beugte sich in der Wintersession 2022 über die Motion. Dabei stellte
Martin Schmid (fdp, GR) einen Ordnungsantrag, um die Motion an die UREK-SR zu
überweisen. Diese solle das Anliegen der Motion dann inhaltlich zusammen mit der
RPG-2-Vorlage behandeln, sobald das Geschäft vom Nationalrat zur
Differenzbereinigung zurück in den Ständerat überwiesen werde. Motionär Stark zeigte
sich mit dem Vorschlag einverstanden und so überwies der Ständerat die Motion
stillschweigend an seine UREK. 34
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DATUM: 12.12.2022
ELIA HEER
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Als Zweitrat befasste sich in der Wintersession 2022 der Nationalrat mit einer Motion
Schmid (fdp, GR), mit der eine Änderung der landwirtschaftlichen Zonen-Verordnung
im Zusammenhang mit Meliorationen gefordert wurde. Konkret verlangte der Motionär,
dass im Zusammenhang mit Meliorationen oder Gewässerrevitalisierungen neu ein
Abtausch zwischen landwirtschaftlicher Nutzfläche und Sömmerungsfläche gesetzlich
zugelassen werden soll, solange dabei die landwirtschaftliche Nutzfläche gesamthaft
nicht zunimmt. 
Im Namen der UREK-NR empfahlen Kommissionssprecherin Priska Wismer-Felder
(mitte, LU) und Kommissionssprecher Pierre-André Page (svp, FR) den Mitgliedern der
grossen Kammer, die Motion anzunehmen. Es solle bei Meliorationen keine
landwirtschaftliche Nutzfläche mehr verloren gehen. Dies fördere nicht zuletzt auch die
Akzeptanz solcher gesellschaftlich wichtigen Projekte unter Landwirtinnen und
Landwirten. Die Kommissionsminderheit, vertreten durch Ursula Schneider Schüttel
(sp, FR), plädierte derweil dafür, die Motion abzulehnen, da sie befürchtete, dass die
Änderung zu einer intensiveren Nutzung der betroffenen Sömmerungsflächen führen
könnte, wodurch Biodiversität verloren gehen könnte. Ausserdem führe die Motion
auch zu einem erhöhten administrativen Aufwand für die Kantone. Auch Guy Parmelin
sprach sich im Namen des Bundesrats gegen die Motion aus. Er machte darauf
aufmerksam, dass nur gerade der Kanton Graubünden eine solche Änderung gefordert
hatte, während die anderen Kantone sich mit der aktuellen gesetzlichen Grundlage
zufrieden zeigten. Durch eine Annahme der Motion käme es überdies zu einer
Ungleichbehandlung zwischen Bergkantonen und der restlichen Schweiz, da Kantone im
Flachland über keine angrenzenden Sömmerungsgebiete verfügten. 
Die Mehrheit des Nationalrates folgte jedoch dem Antrag der Kommissionsmehrheit
und nahm die Motion mit 98 zu 86 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) an. Die Stimmen für
die Motion kamen von der geschlossen stimmenden SVP-Fraktion, einer Mehrheit der
Fraktionen der FDP und der Mitte sowie zwei Personen aus den Reihen der SP. 35

MOTION
DATUM: 14.12.2022
ELIA HEER

Bodenrecht

Die Annahme der „Lex Weber“, wie die neuen Bestimmungen zur
Zweitwohnungsinitiative kurz darauf im Umgangston genannt wurden, resultierte
sogleich in einer Flut von Vorstössen. Wenige Tage nach dem Urnengang reichten
Ständerat Schmid (fdp, GR) und Nationalrat Brand (svp, GR) in ihren Räten zwei
gleichlautende Motionen ein, welche den Bundesrat im Motionstext dazu aufforderten,
unter Einbezug der betroffenen Kantone die bei Annahme der Initiative entstandene
Rechtsunsicherheit zu beseitigen. Das gewählte Vorgehen soll auf dem
Vertrauensschutz beruhen, damit sichergestellt wird, dass für die Betroffenen keine
nachteiligen Rückwirkungen entstehen. In der Begründung ihres Anliegens führten die
Motionäre unter anderem verschiedene Forderungen auf, welche in ähnlicher Form
bereits durch Gebirgskantone sowie Wirtschafts- und Tourismusverbände laut
geworden waren: Erstens sollen bis Ende des Berichtsjahres Baubewilligungen nach den
Bestimmungen des geltenden Rechts weiterhin erteilt werden können. Zweitens soll in
einer darauffolgenden Zwischenphase eine Erteilung von Bewilligungen an
bewirtschaftete Zweitwohnungen und Betriebe weiterhin möglich sein. Drittens sollen
bestehende, altrechtliche Wohnbauten, die zu Zweitwohnungen umgenutzt werden,
sowie von Kantonen oder Gemeinden bereits zugesicherte Kontingente und in Aussicht
gestellte Baubewilligungen grundsätzlich von den neuen Bestimmungen ausgenommen
werden. In Ergänzung fordern die Motionäre eine rasche Klärung des Erst- und
Zweitwohnungsbegriffs. Im Mai beantragte der Bundesrat die Annahme der Motion und
erklärte, Sofortmassnahmen auf dem Verordnungsweg befänden sich bereits in
Ausarbeitung (siehe unten). Gleichzeitig betonte die Regierung aber, dass der Volkswille
durch Annahme des Geschäftes nicht missachtet werden dürfe und die
Verfassungsbestimmungen rechtsstaatlich korrekt umgesetzt werden müssten. In der
parlamentarischen Debatte distanzierte sich Bundesrätin Doris Leuthard (cvp) zudem
ausdrücklich von den in der Motionsbegründung eingebrachten Forderungen, und
erklärte, der bundesrätliche Antrag auf Annahme der Motion beziehe sich lediglich auf
den Motionstext. In diesem Sinne wurden die Motionen denn auch praktisch
diskussionslos an die Regierung überwiesen. 36
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Wohnungsbau und -eigentum

Ständerat Martin Schmid (fdp, GR) reichte Ende 2022 eine Motion ein, mit der er eine
Änderung der BewV erwirken wollte. Konkret forderte der Motionär, dass
Personalwohnungen von Hotels als Teil einer Betriebsstätte anerkannt werden sollen.
Dies hätte Auswirkungen im Zusammenhang mit dem Bundesgesetz über den Erwerb
von Grundstücken durch Personen im Ausland (BewG; auch bekannt als Lex Koller).
Gemäss der Lex Koller bedarf nämlich der Erwerb von Grundstücken durch Personen im
Ausland keiner Bewilligung, wenn das Grundstück als ständige Betriebsstätte eines
Gewerbes – unter anderem von Hotels – dient. Wie Schmid ausführte, sei ein
Hotelbetrieb sehr personalintensiv und gerade in Feriendestinationen sei es sehr
schwierig und teuer für Angestellte, ausserhalb von Personalunterkünften eine
Wohnung zu finden. Eine Personalunterkunft müsse deshalb funktional einem
Hotelbetrieb zugeordnet werden. Gegen eine entsprechende Verfügung des Kantons
Graubünden von 2018 legte das BJ Beschwerde ein, welche schlussendlich 2021 vom
Bundesgericht (BGer) gutgeheissen wurde. Das BGer begründete seinen Entscheid
damit, dass eine Personalunterkunft nicht direkt der wirtschaftlichen Tätigkeit eines
entsprechenden Unternehmens diene. Schmid war der Ansicht, dass diese Auslegung zu
eng sei und sie den Wohnungsmangel und die schwierige Wohnungssituation von
Personal in Tourismusgebieten verschärfe. 
Der Bundesrat nahm im Februar 2023 zur Motion Stellung. Er beantragte dem
Parlament, die Motion abzulehnen. In seiner Begründung führte der Bundesrat aus, dass
für die von Schmid geforderte Änderung eine Anpassung des BewG erforderlich sei,
nicht nur eine Änderung der BewV. Dies sei aber nicht notwendig, denn nach der
Rechtsprechung des Bundesgerichts könne ein Miterwerb von Wohnungen unter dem
Titel der Betriebsstätte bei Betriebsnotwendigkeit bereits heute zugelassen werden, so
der Bundesrat. Eine wie von Schmid geforderte Änderung würde es hingegen Dritten
ermöglichen, Personalwohnungen zu erwerben und als Wohnungen zur Unterbringung
von Personal zu vermieten. Damit würde «eine neue reine Kapitalanlagemöglichkeit von
Personen im Ausland in Wohnraum geschaffen, was dem Grundgedanken des BewG
zuwiderläuft», schloss der Bundesrat seine Ausführungen. 
Als sich in der Frühjahrssession 2023 der Ständerat mit der Motion befasste, stiess der
Vorstoss jedoch trotz des ablehnenden Antrags des Bundesrates auf viel Zuspruch. Mit
dem Walliser Standesvertreter Beat Rieder (mitte, VS) sowie mit dem Berner Ständerat
Hans Stöckli (sp, BE) äusserten sich zwei Ratsvertreter positiv zu Schmids Anliegen und
zeigten sich zuversichtlich, dass es in der Umsetzung der Motion möglich sein werde,
Umgehungstatbestände zu verhindern. Carlo Sommaruga (sp, GE) und Bundesrätin
Elisabeth Baume-Schneider hingegen warnten vergeblich davor, dass eine
diesbezügliche Gesetzesänderung nicht nötig sei, aber dafür die Lex Koller aufweichen
würde. Die kleine Kammer stimmte schliesslich mit 27 zu 9 Stimmen (bei 5
Enthaltungen) für die Motion. 37

MOTION
DATUM: 13.03.2023
ELIA HEER

In der Herbstsession 2023 beschäftigte sich der Nationalrat mit einer Motion Schmid
(fdp, GR), welche forderte, dass Personalwohnungen von Hotels als Teil einer
Betriebsstätte anerkannt werden sollten und somit das Hotelpersonal einfacher
untergebracht werden könnte. Nach der sogenannten Lex Koller bedürfe der Kauf von
Grundstücken ohne Status als ständige Betriebsstätte einer Bewilligung für Personen
aus dem Ausland. Folglich entstehe ein grosser Wettbewerbsnachteil für ausländische
Investorinnen und Investoren, da diese – in Zusammenspiel mit der in
Tourismusgebieten herrschenden Wohnungsknappheit – mit höherer
Wahrscheinlichkeit ihrem Hotelpersonal keine bezahlbaren Wohnungen vor Ort zur
Verfügung stellen könnten. Infolgedessen hätten es Hotels mit ausländischen
Inhaberinnen und Inhabern schwieriger, Mitarbeitende für sich zu gewinnen, so
Kommissionssprecher Sidney Kamerzin (mitte, VS) im Nationalrat. Eine
Kommissionsmehrheit der RK-NR empfahl die Motion seinem Rat zur Annahme,
während sich eine Minderheit Funiciello (sp, BE) gegen den Vorstoss stellte. Bereits
heutzutage könnten Sondergenehmigungen zum Wohnungserwerb bei
Betriebsnotwendigkeit genutzt werden. Die Berner Nationalrätin Funiciello
argumentierte weiter, dass eine entsprechende Gesetzesänderung das Tor für
ausländische Investitionen in Schweizer Wohnungsgrundstück öffne, wobei nicht
überprüft werden könne, ob es sich bei einem entsprechenden Kauf tatsächlich um
Personalwohnungen für eine Betriebsstätte handle. Auch Bundesrätin Baume-
Schneider betonte, dass die vom Motionär geforderte Anpassung der Lex Koller eine zu
starke Öffnung des Schweizer Wohnungsmarkts für ausländische Investorinnen und
Investoren nach sich ziehen könnte. Angesichts der Bevorzugung ausländischer
Hoteliers könnten auch Forderungen nach weiteren Ausnahmen für die
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Personalunterbringung seitens Grossunternehmen anderer Branchen laut werden, was
die Lex Koller zunehmend «ihrer Substanz berauben» würde. Dementsprechend
empfahl der Bundesrat die Motion seiner grossen Kammer zur Ablehnung. Diesem
Antrag kam der Nationalrat jedoch nicht nach und nahm, mit Unterstützung der
geschlossen dafür stimmenden Fraktionen der SVP und FDP sowie einer Mehrheit der
Mitte-Fraktion, die Motion mit 103 zu 78 Stimmen (bei 7 Enthaltungen) an. 38

Umweltschutz

Naturschutz

In der Wintersession 2020 überwies der Ständerat eine Motion Friedl (sp, SG), die «den
Verkauf invasiver Neophyten verbieten» will. Er folgte damit seiner vorberatenden
UREK-SR, welche die Motion einstimmig zur Annahme empfohlen hatte.
Kommissionssprecher Schmid (fdp, GR) und Umweltministerin Sommaruga wiesen in
ihren Voten darauf hin, dass ein Verkaufsverbot wichtig und logisch sei. Bisher ist zwar
das Pflanzen invasiver Neophyten verboten, nicht aber deren Verkauf. Sommaruga
kündigte an, das Anliegen der Motion in die in 2021 anstehende Revision des
Umweltschutzgesetzes aufzunehmen. Die kleine Kammer nahm die Motion
anschliessend stillschweigend an. 39

MOTION
DATUM: 08.12.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Eine von der UREK-NR eingebrachte Motion, die das Insektensterben bekämpfen will,
wurde in der Frühjahressession 2021 im Ständerat behandelt. Kommissionssprecher
Schmid (fdp, GR) informierte die kleine Kammer, dass das Anliegen in der
vorberatenden UREK-SR unbestritten war. Er wies aber im Namen der Kommission
darauf hin, dass bei der Auswahl der Massnahmen auf grösstmögliche Effektivität und
Effizienz geachtet werden solle. Umweltministerin Sommaruga ihrerseits zeigte sich
erfreut, dass die Motion zuvor im Ständerat auf Wohlwollen gestossen war. Sie machte
zudem darauf aufmerksam, dass nicht zuletzt die Wirtschaft von einer intakten
Biodiversität profitiere respektive auf diese angewiesen sei. Nach diesem Votum nahm
der Ständerat die Motion stillschweigend an. 40

MOTION
DATUM: 09.03.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Gewässerschutz

In der Frühjahressession 2021 befasste sich die kleine Kammer erneut mit der Motion
Hösli (svp, GL), übernommen von Jakob Stark (svp, TG), zum Thema  Gewässerraum. Im
Rahmen der UREK-SR-Sitzung vom Januar 2021 hatte Stark die zweite Ziffer der Motion
bezüglich der Verwendung von Dünger zurückgezogen. In der vorliegenden Form
verlangte die Motion deshalb nur noch, dass das GSchG so abgeändert wird, dass in
nicht geschützten Gebieten ausserhalb der Bauzone der Gewässerraum verkleinert
werden kann, wenn den Landwirtschaftsbetrieben sonst ein übermässiger Anteil der
ertragreichen Futtergrundlage entzogen wird.
Dem Ständerat lag bei der Beratung des Geschäfts ein Mehrheitsantrag seiner
Kommission auf Annahme und ein links-grüner Minderheitsantrag auf Ablehnung der
abgeänderten Motion vor. Martin Schmid (fdp, GR) legte für die Kommissionsmehrheit
dar, dass diese in den Forderungen der Motion keinen Widerspruch zur Trinkwasser-
Inititiative, zu den Zielen des GSchG oder zum Hochwasserschutz sehe. Die Umsetzung
der Motion würde es den Kantonen lediglich ermöglichen, die noch bestehenden
Probleme bei der Festlegung der Gewässerräume anzugehen. Daniel Fässler (mitte, AI)
ergänzte, dass mit den 2017 vorgenommenen Änderungen sowie mit früheren
Anpassungen der Gewässerschutzverordnung für die Landwirtschaftsbetriebe nur sehr
wenig zusätzliche Flexibilität geschaffen worden sei. Jakob Stark fügte an, dass die
Ausscheidung des Gewässerraumes viel rascher vorangehen würde, wenn die in der
Motion geforderte Ergänzung der Bestimmungen vorgenommen würde. Dies würde
auch der Natur mehr nützen als langwierige politische Auseinandersetzungen.
Roberto Zanetti (sp, SO) wies als Sprecher der Minderheit darauf hin, dass sich sowohl
die BPUK als auch die LDK vehement gegen die Motion ausgesprochen hätten. In rund
der Hälfte der Kantone und Gemeinden seien die Gewässerräume bereits
ausgeschieden worden. Es sei unfair, wenn man die Spielregeln während der Umsetzung
ändere. Man setze mit der Motion den Kompromiss aufs Spiel, der seinerzeit zum
Rückzug der Volksinitiative «Lebendiges Wasser» geführt habe. Zudem riskiere man
etliche Verfahren von Landwirtschaftsbetrieben, die mit der bereits vollzogenen
Ausscheidung des Gewässerraums auf ihren Grundstücken nicht zufrieden seien.
Schliesslich sei die vorgesehene Schwächung des Gewässerschutzes ein Steilpass für

MOTION
DATUM: 09.03.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

01.01.65 - 01.01.24 16ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



die Trinkwasser-Initiative. Umweltministerin Sommaruga führte dieselben Argumente
ins Feld wie Roberto Zanetti und schloss, dass es im Hinblick auf die Abstimmung zur
Trinkwasser-Initiative darum gehe, klare Signale an die Bevölkerung zu senden, dass der
Bundesrat und das Parlament den Gewässerschutz und in einem weiteren Sinne auch
die Biodiversität schützen und nicht etwa schwächen wollen. Dennoch nahm der
Ständerat die abgeänderte Motion mit 26 zu 18 Stimmen an. 41

Die WAK-NR hatte mittels einer Motion den Ausbau der ARA zur Reduktion von
Mikroverunreinigungen gefordert. Die vom Nationalrat angenommene Motion wurde in
der Sommersession 2021 vom Ständerat behandelt. Kommissionssprecher Schmid (fdp,
GR) erläuterte, dass sich die vorberatende WAK-SR von der Argumentation des
Bundesrates habe überzeugen lassen, dass der Ausbau aller ARA – wie es in der Motion
gefordert wurde – zu keinem guten Kosten-Nutzen-Verhältnis führen würde. Daher
beantrage die Kommission, dass Ziffer 2 der Motion dahingehend geändert werde, dass
nur diejenigen ARA ausgebaut würden, deren Ausleitungen zu
Grenzwertüberschreitungen in den Abflussgewässern führen. Umweltministerin
Sommaruga dankte der Kommission, dass diese den Änderungsantrag des Bundesrates
aufgenommen habe. Mit dieser angepassten Motion würden nun circa hundert weitere
ARA mit einer zusätzlichen Reinigungsstufe aufgerüstet. Nach Sommarugas
zustimmendem Votum nahm die kleine Kammer die geänderte Motion stillschweigend
an. Als nächstes wird sich noch einmal der Nationalrat zur modifizierten Motion
äussern. 42

MOTION
DATUM: 15.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Abfälle

Im Sommer 2020 befasste sich der Ständerat mit einer Motion Chevalley (glp, VD),
welche oxo-abbaubare Kunststoffe in der Schweiz verbieten will. Martin Schmid (fdp,
GR) erläuterte für die UREK-SR, dass diese Kunststoffe nicht nur als Mikroplastik in der
Umwelt, sondern auch bei der Abfallverwertung Probleme verursachen könnten, wenn
sie fälschlicherweise als biogener Abfall oder in separaten Kunststoffsammlungen
entsorgt würden. Ein Verbot stelle für Schweizer Wirtschaft und Handel zudem kein
Problem dar, da diese Kunststoffe in der Schweiz kaum verwendet würden, resümierte
Schmid. Der Ständerat nahm die Motion in der Folge stillschweigend an. 43

MOTION
DATUM: 03.06.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Ständerat befasste sich im Sommer 2020 mit der Motion Schilliger (fdp, LU) zum
verstärkten Einsatz von Recyclingbaustoffen durch die öffentliche Hand. Der Rat war
sich einig, dass bei der Wiederverwendung von Baumaterialien noch viel Potential
bestehe. Viel zu oft werde beispielsweise Beton als Abfall und nicht als Ressource
betrachtet. Martin Schmid (fdp, GR) erläuterte für die UREK-SR, dass das Ziel dieser
Motion darin bestehe, beim Einsatz von Recyclingbaustoffen einheitliche Standards zu
schaffen. Die öffentliche Hand, allen voran der Bund, solle hier in einer Vorbildfunktion
diese Standards setzen, damit die privaten Bauherren entsprechend davon profitieren
könnten. Olivier Français (fdp, VD) ergänzte, dass oft die Gesetzgebung im Wege stehe,
um Baustoffe vor Ort wiederzuverwenden. Er denke dabei beispielsweise an das
Raumplanungs- und Baugesetz des Kantons Waadt. In diesem Gesetz werde nicht
zwischen Siedlungsabfällen im herkömmlichen Sinne und wiederverwertbaren Abfällen
unterschieden. Nach dem abschliessenden Votum von Umweltministerin Sommaruga
nahm die kleine Kammer die Motion ohne Abstimmung an. 44

MOTION
DATUM: 03.06.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im März 2021 sprach sich auch der Ständerat für eine Förderung des Plastikrecyclings
und damit für Annahme einer Motion Dobler (fdp, SG) aus. Kommissionssprecher Martin
Schmid (fdp, GR) führte im Plenum aus, dass die vorberatende UREK-SR die Motion
einstimmig gutgeheissen habe. Die Kommission unterstütze das Ziel, die schweizweit
flächendeckende Sammlung von Kunststoffabfällen sowie deren Recycling zu fördern.
Einzelne Gemeinden, Zweckverbände und private Anbieter hätten bereits versucht,
ergänzende Angebote zur Sammlung und zum Recycling von Kunststoffen zu etablieren.
Dies sei aber sehr teuer und lohne sich deshalb kaum. Die Kommission halte deshalb
ein landesweites Recycling-System unter Einbezug der privaten Akteure für äusserst
unterstützenswert. Die grosse Kammer folgte ihrer Kommission oppositionslos und
nahm die Motion stillschweigend an. 45
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In der Frühjahressession 2021 befasste sich der Ständerat mit einer Motion der UREK-
NR, die das Ziel verfolgte, eine Steuer auf Einweg-Verpackungen für Getränke und
Reinigungsmittel zu erheben. Im Gegensatz zur Debatte in der grossen Kammer
während der Wintersession 2020 stiess der Vorstoss im Ständerat auf Kritik. Wie
Kommissionssprecher Schmid (fdp, GR) ausführte, war die UREK-SR zum Schluss
gekommen, dass zuerst die Arbeiten der Schwesterkommission im Rahmen der
parlamentarischen Initiative 20.433 «Schweizer Kreislaufwirtschaft stärken »
abgewartet werden sollen, bevor neue Regulierungen, und insbesondere Steuern, in
Erwägung gezogen würden. Zudem solle das Thema Recycling ganzheitlich angegangen
werden; daher sei es wenig sinnvoll, nur Kunststoffverpackungen für Getränke und
Reinigungsmittel anzuschauen. Zudem müssten auch Detailhändler und Private in die
Anstrengungen mit einbezogen werden.
Nach einem Votum von Umweltministerin Sommaruga, in welchem sie die
Argumentation von Schmid unterstützte, wurde der Vorstoss stillschweigend
abgelehnt. 46

MOTION
DATUM: 16.03.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Die SGK-SR empfahl in ihrem im April 2019 erschienenen Bericht die Motion ihrer
Schwesterkommission «MiGeL-Produkte. Inrechnungstellung durch Erbringer von
Pflegeleistungen» mit 10 zu 0 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) zur Annahme. Die
Bundesverwaltungsgerichtsentscheide von September und November 2017 hätten für
grosse Probleme in der Praxis gesorgt, daher müsse die Situation dringend bereinigt
werden. Der Bundesrat habe die Kommission über den Stand der Arbeiten informiert
und man befürworte seinen Lösungsvorschlag, erklärte die SGK. Mit der Motion solle der
Bundesrat nun veranlasst werden, «die Neuregelung der Vergütung von
Pflegematerialien rasch an die Hand zu nehmen», erklärte Joachim Eder (fdp, ZG) dem
Ständerat in der Sommersession 2019 für die Kommission. In der Folge meldeten sich
zahlreiche Sprecher zu Wort und betonten die Dringlichkeit einer Lösung im «Migel-
Chaos», wie es Martin Schmid (fdp, GR) formulierte. Entsprechend stimmte der Rat
anschliessend auch einstimmig (38 zu 0 Stimmen) für eine Annahme der Motion. 47
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